
 
 

Geschäftsführung  
Betriebsausschuss der 
Abfallwirtschaftsbetriebe der Stadt Köln 

 
Ansprechpartner/in: Frau Bültge 
 
Telefon:  (0221) 221-23702 
Fax:  (0221) 221-26928 
E-Mail:  barbara.bueltge@stadt-koeln.de 
 
Datum:  21.02.2008 

 
 

Beschlussprotokoll (öffentlich) 
 
über die Sitzung des Betriebsausschusses der Abfallwirtschaftbetriebe der Stadt Köln in 
der Wahlperiode 2004/2009 am Donnerstag, dem 21.02.2008, 14:00 Uhr bis 15:55 Uhr, Theo-
Burauen-Saal (Raum-Nr. B 121) 
 
 
 
I. Öffentlicher Teil 

 
3 Anträge gem. § 3 der Geschäftsordnung des Rates und der Bezirksvertre-

tungen 
  
Keine. 
 
 
 
4 Beschlussvorlagen 
  
4.1 Änderung der Hauptsatzung der Stadt Köln 
 4952/2007 
 
 Gemeinsamer Änderungsantrag der SPD-Fraktion und der Fraktion Bündnis 

90/Die Grünen vom 21.01.2008 
AN/0169/2008 

 
Beschluss über den Änderungsantrag der SPD-Fraktion und der Fraktion Bündnis 
90/Die Grünen vom 21.01.2008: 
 

1. Der § 28 – Personalangelegenheiten der Hauptsatzung der Stadt Köln wird wie folgt 
gefasst: 
 
„(1) Der Oberbürgermeister trifft die dienstrechtlichen und arbeitsrechtlichen Entschei-
dungen, soweit gesetzlich oder in dieser Satzung nichts anderes bestimmt ist. 
 
(2) Für Bedienstete in Führungsfunktionen sind Entscheidungen, die das beamten-
rechtliche Grundverhältnis oder das Arbeitsverhältnis des Bediensteten zur Stadt Köln 
verändern, durch den Hauptausschuss im Einvernehmen mit dem Oberbürgermeister 
zu treffen. Dies gilt nicht bei Entlassungen auf eigenen Antrag sowie für Entscheidun-



 Betriebsausschuss der Abfallwirtschaftsbetriebe der Stadt Köln am 21.02.2008 
 

 2

gen, für die gesetzlich etwas anderes bestimmt ist. 
 
(3) Kommt ein Einvernehmen nicht zu Stande, kann der Rat die Entscheidung mit ei-
ner Mehrheit von zwei Dritteln der gesetzlichen Zahl der Ratsmitglieder treffen. Bei 
diesen Entscheidungen stimmt der Oberbürgermeister nicht mit. Wird diese Mehrheit 
nicht erreicht, gilt Absatz 1. 
 
(4) Bedienstete in Führungsfunktionen sind Leiterinnen/ Leiter von Organisationsein-
heiten, die dem Hauptverwaltungsbeamten oder einer anderen Wahlbeamtin/ Wahlbe-
amten oder dieser/diesem in der Führungsfunktion vergleichbaren Bediensteten unmit-
telbar unterstehen, mit Ausnahme von Bediensteten mit Aufgaben einer persönlichen 
Referentin/ eines persönlichen Referenten oder einer Pressereferentin/ eines Presse-
referenten“ 
 

2. Die Verwaltung wird beauftragt zu prüfen, ob in Anwendung der oben genannten Ab-
sätze 1 bis 3 des § 28 der Hauptsatzung der Stadt Köln eine weitere Regelung für die 
Eigenbetriebe und eigenbetriebsähnlichen Einrichtungen der Stadt Köln zulässig ist. 
Eine Beschlussfassung ist dann gegebenenfalls mit einer separaten Vorlage herbeizu-
führen. 

 
3.   Die Verwaltung wird beauftragt, Entscheidungen, die das beamtenrechtliche Grund-

verhältnis oder das Arbeitsverhältnis von Bediensteten in Führungsfunktionen zur 
Stadt Köln verändern, dem Ausschuss Allgemeine Verwaltung und Rechtsfragen mit-
zuteilen.  

 
Abstimmungsergebnis: 
 
Mehrheitlich zugestimmt gegen die Stimmen der Fraktionen von CDU und FDP. 
 

 
Beschluss über die geänderte Vorlage: 
 

1. Der § 28 – Personalangelegenheiten der Hauptsatzung der Stadt Köln wird wie folgt 
gefasst: 
 
„(1) Der Oberbürgermeister trifft die dienstrechtlichen und arbeitsrechtlichen Entschei-
dungen, soweit gesetzlich oder in dieser Satzung nichts anderes bestimmt ist. 
 
(2) Für Bedienstete in Führungsfunktionen sind Entscheidungen, die das beamten-
rechtliche Grundverhältnis oder das Arbeitsverhältnis des Bediensteten zur Stadt Köln 
verändern, durch den Hauptausschuss im Einvernehmen mit dem Oberbürgermeister 
zu treffen. Dies gilt nicht bei Entlassungen auf eigenen Antrag sowie für Entscheidun-
gen, für die gesetzlich etwas anderes bestimmt ist. 
 
(3) Kommt ein Einvernehmen nicht zu Stande, kann der Rat die Entscheidung mit ei-
ner Mehrheit von zwei Dritteln der gesetzlichen Zahl der Ratsmitglieder treffen. Bei 
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diesen Entscheidungen stimmt der Oberbürgermeister nicht mit. Wird diese Mehrheit 
nicht erreicht, gilt Absatz 1. 
 
(4) Bedienstete in Führungsfunktionen sind Leiterinnen/ Leiter von Organisationsein-
heiten, die dem Hauptverwaltungsbeamten oder einer anderen Wahlbeamtin/ Wahlbe-
amten oder dieser/diesem in der Führungsfunktion vergleichbaren Bediensteten unmit-
telbar unterstehen, mit Ausnahme von Bediensteten mit Aufgaben einer persönlichen 
Referentin/ eines persönlichen Referenten oder einer Pressereferentin/ eines Presse-
referenten“ 
 

2. Die Verwaltung wird beauftragt zu prüfen, ob in Anwendung der oben genannten  Ab-
sätze 1 bis 3 des § 28 der Hauptsatzung der Stadt Köln eine weitere Regelung für die 
Eigenbetriebe und eigenbetriebsähnlichen Einrichtungen der Stadt Köln zulässig ist. 
Eine Beschlussfassung ist dann gegebenenfalls mit einer separaten Vorlage herbeizu-
führen. 

 
3.   Die Verwaltung wird beauftragt, Entscheidungen, die das beamtenrechtliche Grund-

verhältnis oder das Arbeitsverhältnis von Bediensteten in Führungsfunktionen zur 
Stadt Köln verändern, dem Ausschuss Allgemeine Verwaltung und Rechtsfragen mit-
zuteilen.  

 
Abstimmungsergebnis: 
 
Mehrheitlich zugestimmt gegen die Stimmen der Fraktionen von CDU und FDP. 
 

 
4.2 Benennung eines Wirtschaftsprüfers für den Jahresabschluss 2007 gemäß 

der Betriebssatzung für den Eigenbetrieb Abfallwirtschaftsbetriebe der Stadt 
Köln 

 0457/2008 
 
Beschluss: 
 
Die Deloitte Deutsche Baurevision AG Wirtschaftsprüfungsgesellschaft wird als Prüfer für den 
Jahresabschluss 2007 (Bilanz) der Abfallwirtschaftsbetriebe der Stadt Köln gem. § 3 II b) 
i.V.m. § 15 der Betriebssatzung für den Eigenbetrieb Abfallwirtschaftsbetriebe der Stadt Köln 
in der Fassung vom 10.Januar 2007 benannt. 
 
Abstimmungsergebnis: 
 
Einstimmig zugestimmt. 
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4.3 Wirtschaftsplan 2008 für die Eigenbetriebsähnliche Einrichtung Abfallwirt-

schaftsbetriebe der Stadt Köln 
 0468/2008 
 
Beschluss: 
 
Der Ausschuss Umwelt, Gesundheit und Grün empfiehlt dem Rat, wie folgt zu beschließen: 
 
Der Rat stellt gemäß § 4 I b) der Betriebssatzung der Eigenbetriebsähnlichen Einrichtung Ab-
fallwirtschaftsbetriebe der Stadt Köln i.V.m. § 4 der Eigenbetriebsverordnung für das Land 
Nordrhein-Westfalen (EigVO NRW) den Wirtschaftsplan der Eigenbetriebsähnlichen Einrich-
tung Abfallwirtschaftsbetriebe der Stadt Köln für das Wirtschaftsjahr 2008 in der zu diesem 
Beschluss paraphierten Fassung fest.  
 
Die Betriebsleitung wird ermächtigt zur rechtzeitigen Leistung von Ausgaben Kassenkredite 
bis zum Höchstbetrag von 50,0 Mio. € in Anspruch zu nehmen. 
 
Abstimmungsergebnis: 
 
Mehrheitlich zugestimmt gegen die Stimmen der FDP- Fraktion 


